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Mittelstand: Dynamik wei-
ter fördern; Innovations-
kraft stärken und Zukunfts-
investitionen fördern; Pro-
gramm „BayernFIT“ zur 
Unterstützung bei For-
schung und Entwicklung; 
Mittelstandskreditpro-
gramm zur Verbesserung 
der Finanzierungssituation;  
Messebeteiligungspro-
gramm und Exportgaran-
tien durch LfA ausbauen; 
KMU stärker mit Auslands-
vertretungen und mit Aus-
landsaktivitäten der großen 
Unternehmen vernetzen; 
Förderung der Wahrneh-
mung neuer Marktchancen 
des Handwerks durch 
Schaffung zusätzlicher Aus-
bildungskapazitäten für 
Energieberater und Nach-
rüstung der Bildungszentren 
für neue Technologien im 
Energiebereich; Unterneh-
mensgründungen fördern 
(Wagniskapital-Fonds, 
FLÜGGE-Programm etc.); 
Unternehmensnachfolge 
erleichtern, mittelstands-
freundliche Erbschaftssteu-
erreform. (S.4 f.) 

Mittelstand: Sicherstellung 
flächendeckender Kredit-
versorgung für KMU und 
Freiberufler durch ausgewo-
gene Bankenstruktur; geziel-
te eigenkapitalnahe Förde-
rung  in Form von Beteili-
gungsfinanzierung und In-
vestitionszulagen; größere 
Entfaltungschancen für 
KMU durch Verbesserung 
der Infrastruktur; wirkungs-
volle Verknüpfung der Pro-
gramme KfW mit landesei-
genen Programmen; kom-
munal- und mittelstands-
freudige Gestaltung des 
Vergaberechts bei öffentli-
chen Aufträgen; schnelle 
und unbürokratische verfah-
ren für Bau und Erweite-
rung von Betrieben; im 
Interesse der mittelständi-
schen Wirtschaft keine wei-
tere Privatisierung kommu-
naler Daseinsvorsorge 
(S.10); Beratungsstellen für 
Firmengründer (S.12) 

Mittelstand: Modernes Mit-
telstandsförderungsgesetz; 
Ersetzung Gewerbesteuer 
durch höheren Anteil der 
Gemeinden an Umsatzsteu-
er und Zuschlagsrecht auf 
Einkommens- und Körper-
schaftsteuer; Unterneh-
mensteuerreform mit 
rechtsformunabhängigem 
einheitlichem Satz 25%; 
Übertragung der Kompe-
tenz Erbschaftsteuer auf die 
Länder; Vereinfachung der 
Vergabeverfahren; Bekämp-
fung der Schwarzarbeit 
durch personelle Verstär-
kung der zuständigen Be-
hörden; Verbesserung der 
Eigenkapitalbasis durch 
Eigenkapitalhilfe- und Be-
teiligungsprogramme; Re-
form Unfallversicherung 
(S.6f.) 
Kultur der Selbständigkeit: 
Stärkung der wirtschaftli-
chen Bildung in den Schu-
len; Verbesserung der Exis-
tenzgründungs- und Inno-
vationsförderung; Förde-
rung von Betriebsnachfol-
gen durch verbesserte steu-
erliche Rahmenbedingungen 
und Beratungsangebote. 
(S.7) 

Mittelstand: Förderung des 
Mittelstandes (S. 20), größe-
re Übersichtlichkeit und 
stärkere Konzentration der 
Wirtschaftsförderung auf 
KMU; Vergabe öffentlicher 
Aufträge in kleinen Dosen 
statt an Generalunter- und 
übernehmer; Schutz priva-
ter, kleiner und mittlerer 
Unternehmen vor öffentli-
chen oder mit öffentlichen 
Geldern massiv geförderten 
Unternehmen (Subsidiari-
tätsklausel); Umsetzung des 
Mittelstandsförderungsge-
setzes; Lenkung des Wis-
senstransfers aus Hoch-
schulen und öffentlichen 
Forschungseinrichtungen  
stärker in Richtung KMU 
(S.22); 
Reform der Wirtschafts- 
und Strukturförderung; 
Herstellung von Transpa-
renz und Evaluierung der 
Fördermaßnahmen. (S. 22f.)  

Mittelstand: Sicherung und 
Ausbau des innovativen 
Potentials von Existenz-
gründern und investitions-
bereiten Klein- und Mittel-
betrieben; zielgerichtete 
Beratung und Förderung , 
insbesondere bei der Grün-
dung solidarischer Wirt-
schaftsformen wie z.B. Ge-
nossenschaften;  
Konzentration von Wirt-
schaftsförderungsmitteln 
auf mittelständische Betrie-
be und Existenzgründer, die 
tarifliche Standards anwen-
den und die die Fördermit-
tel zur Sicherung bestehen-
der bzw. Schaffung neuer 
Arbeitsplätze verwenden;  
Zusammenarbeit kleiner 
und mittlerer Unternehmen 
mit Hochschulen und For-
schungseinrichtungen för-
dern. 
Haushalt und Finanzen:  
Schrittweiser Abbau öffent-
licher Schulden vor allem  
durch Eingriffe in die be-
stehenden Verteilungs- und 
Vermögensstrukturen; ge-
winnabhängige Gestaltung 
des Körperschaftsteuersat-
zes; Rücknahme der Steuer-
freiheit  => 

Mittelstand: Bürokratieab-
bau – Verlängerung der 
Meldeintervalle, Einsetzung 
von Experten, die überflüs-
sige Vorschriften „heraus-
operieren“; Schaffung von 
zentralen Anlaufstellen, die 
bei Vorhaben alles aus einer 
Hand abwickeln (S.23); 
Erbrachte Leistungen müs-
sen auch bezahlt werden; 
(S.13); 
Ausbildung: Schule und 
Staat müssen Kontakt zur 
Wirtschaft suchen und 
Fehlentwicklungen korrigie-
ren (S.13); 
Vor Verabschiedung von 
Gesetzen müssen die Aus-
wirkungen bedacht und die 
Betroffenen einbezogen 
werden (S.14); 
Neuregelung der Erb-
schaftsteuer und EU-
Zulassungen erschweren 
zunehmend den Betrieb 
eines Unternehmens (S.14)  
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Haushalt und Finanzen: 
„Mehr Netto für alle“ – 
Entlastung von Arbeitneh-
mern mit kleinem und mitt-
lerem Einkommen, Famili-
en und selbständigen Un-
ternehmern; Wiedereinfüh-
rung Pendlerpauschale; 
Anhebung Kindergeld und 
Kinderfreibetrag; Erhöhung 
Grundfreibetrag; niedriger 
Eingangssteuersatz und 
flacher Verlauf der Steuer-
progressionskurve (S.5 f.); 
Solide Staatsfinanzen - aus-
geglichenen Haushalt si-
chern, auch künftig keine 
neuen Schulden machen; 
mit einer hohen Investiti-
onsquote Grundlagen für 
weiteres Wachstum schaf-
fen und Erhalt der Infra-
struktur sichern; Schulden-
tilgung fortsetzen und 
Fonds zur Finanzierung 
künftiger Pensionszahlun-
gen an Beamte weiter auf-
bauen (S. 19 f.);“Berufsbe-
amtentum hat in Bayern 
Zukunft". 

Haushalt und Finanzen:  
Konsolidierung des Haus-
halts nicht vorrangig über 
die Ausgabenseite; Finan-
zierung der notwendigen 
Ausgaben durch ein gerech-
tes und solidarisches Steuer-
system, Beitrag aller Bürge-
rinnen und Bürger entspre-
chend ihrer wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit (S.11); 
konsequente Anwendung 
der geltenden Steuergesetze, 
mehr Steuerfahnder und 
Betriebsprüfer einstellen; 
Verlangen eines angemesse-
nen Beitrags zur Finanzie-
rung des Erhalts des Ge-
meinwesens von Einkom-
mens- und Vermögensmil-
lionären; „verfassungskon-
forme Besteuerung großer 
Vermögen, die über ausrei-
chende Freibeträge sicher-
stellt, dass nur die tatsäch-
lich Reichen die Steuerlast 
zu tragen haben“, gerechte 
Erbschaftsbesteuerung; 
Fahrtkosten zur Arbeit als 
Werbungskosten absetzbar. 
(S.12); 
Landesbank: Ausrichtung 
auf Mittelstandsförderung; 
Förderprogramme für In-
vestitionen; Vorfinanzie-
rung kommunaler Investiti-
onen. (S.12)  

Haushalt und Finanzen: 
Halbierung der Schulden in 
den kommenden 5 Jahren; 
Sanierung des Haushalts 
grundsätzlich auf der Aus-
gabenseite; Verwendung 
von Erlösen aus Privatisie-
rungen überwiegend für 
Tilgung; Umstellung der 
Rechnungslegung von Ka-
meralistik zur kaufmänni-
schen Buchhaltung; Neu-
einstellungen im Beamten-
status nur noch im engen 
Hoheitsbereich des öff. 
Dienstes; Förderung der 
Eigentumsquote durch 
Senkung der Grunder-
werbssteuer beim Kauf von 
Wohneigentum in Bayern; 
Abschaffung von Bagatell-
steuern; konsequente Um-
setzung des Konnexitäts-
prinzips zwischen dem 
Freistaat und den kommu-
nalen Gebietskörperschaf-
ten (S.7 f.); 
Privatisierung der Bayeri-
schen Landesbank; Verhin-
derung einer Belastung der 
bayerischen Steuerzahler 
über die eingetretenen Ver-
luste hinaus; lückenlose 
Aufklärung der Abläufe und 
Verantwortlichkeiten im 
Zusammenhang mit den 
Milliarden-Verlusten. (S.8)  

Haushalt und Finanzen: 
Einnahmen und Ausgaben 
des Staates müssen ökono-
misch sinnvoll (effizienterer 
Einsatz, regelmäßige Über-
prüfung auf Effektivität, 
Überprüfung auf Langzeit-
folgen), ökologisch tragfä-
hig (vorsorgende Umwelt-
politik, z.B. bei Investitio-
nen für Energieeinsparun-
gen oder Förderprogramme 
im Tourismusbereich)  und 
sozial gerecht (Erhöhung 
der Bildungsausgaben, Vor-
sorge in der Sozialpolitik) 
sein (S.27);  
wirkungsvollere Bekämp-
fung von Steuerhinterzie-
hung und –betrug durch 
Aufstockung des Personals; 
Gesetzliche Verankerung 
eines Ausgleichsmechanis-
mus für stetige Haushalts-
politik ohne steigende 
Staatsverschuldung (S.28) 
Steuerentlastung nur für 
untere bis mittlere Ein-
kommen(S.29); Entfer-
nungspauschale ab erstem 
km (S.29); 
Landesbank: Fusion mit 
anderen Landesbanken 
notwendig; Konzept für 
gemeinsame Dachorganisa-
tion der Sparkassen vorle-
gen. (S.23) 

für Veräußerungsgewinne 
von Kapitalgesellschaften, 
Wiedererhebung der Ver-
mögensteuer und der Bör-
senumsatzsteuer; Einnah-
men aus Vermögensteuer 
sollen in vollem Umfang 
den Ländern zustehen; kein 
Abbau von Schulden durch 
Kürzung von Leistungen 
für Menschen mit geringem 
Einkommen und Mittel für 
die Sicherung von Arbeits-
plätzen;  
Öffentliches Zukunftsinves-
titionsprogramm; Ausbau 
der Infrastruktur; bessere 
finanzielle Ausstattung der 
Kommunen; Neueinstellun-
gen im Öffentlichen Dienst   
Öffentliche Unternehmen 
ausweiten und bereits priva-
tisierte wieder in öffentli-
ches Eigentum zurückfüh-
ren; keine Privatisierung 
öffentlichen Eigentums in 
Bayern; Ablehnung von 
„Public Private Partnership“ 
als demokratisch nicht kon-
trollierbares und stark über-
teuertes Modell zur Erfül-
lung von Aufgaben staatli-
cher Daseinsvorsorge. 
 
 

Haushalt und Finanzen: 
Missstände bei Finanzaus-
stattung und Planungssi-
cherheit der Kommunen 
(jahrelanges Warten auf 
Zuschüsse und Vorfinanzie-
rung von Aufgaben) müs-
sen grundsätzlich angegan-
gen werden ; Kommunen 
brauchen dringend mehr 
Gestaltungsmöglichkeiten 
in Bezug auf ihre Haus-
haltsmittel; Förderwesen 
ändern: mehr Entschei-
dungsfreiheit für die Kom-
munen, in welche Projekte 
sie investieren; Öffentliche 
Daseinsvorsorge nicht pri-
vatisieren (S.7) 
Nötige Investitionen in der 
Regionalpolitik nicht länger 
aufschieben - ausgegliche-
ner Haushalt heute darf 
nicht zu Schuldenexplosion 
in einigen Jahren führen. 
(S.8) 
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Schule: Begabungsgerecht 
fördern, hohe Durchlässig-
keit gewährleisten: geglie-
dertes, durchlässiges Schul-
system erhalten; Ganztags-
schulangebot ausbauen 
(vorrangig bei Grund-, 
Haupt- und Förderschulen); 
Klassen verkleinern, zusätz-
lich mindestens 1000 Leh-
rer; Attraktivität des Leh-
rerberufs durch neue Be-
förderungsmöglichkeiten an 
Grund-, Haupt- und Real-
schulen steigern (S.7); 
Grundschule stärken und 
wohnortnah halten.(S.8); 
Hauptschule: neue Zukunft 
als wichtige Säule des ge-
gliederten Schulsystems; 
Schaffung von berufsorien-
tierten Wahlmöglichkeiten 
zwischen einem techni-
schen, wirtschaftlichen und 
sozialen Profil; kleinere 
Klassen, Ganztagsangebot; 
noch engere Zusammenar-
beit mit Wirtschaft und 
Arbeitsverwaltung; Mög-
lichkeit zum Erwerb der 
Mittleren Reife und An-
schluss zum Abitur (S. 8 f.)  
Besser fördern, altersge-
recht fordern am Gymnasi-
um: gekürzter und gestraff-
ter Lehrplan (S.9); 

Bildungsinvestitionen: Ein-
stieg in eine bedarfsgerechte 
und nachhaltige Bildungsfi-
nanzierung: strukturelle 
Erhöhung des Bildungs-
haushalts um eine Milliarde 
Euro (S.21); 
Frühkindliche Bildung: 
Zuständigkeit für Kinderta-
gesstätten in Kultusministe-
rium übertragen; Einfüh-
rung Rechtsanspruch auf 
Kindergartenplatz; grund-
sätzliche Kostenfreiheit der 
Kinderbetreuung in Kinder-
tagesstätten; Mittel für qua-
lifiziertes Personal bereit-
stellen; Gruppengrößen im 
Verhältnis 1 Fachkraft zu 7 
Kindern (S. 21); 
Schule: „Keine Klasse über 
25 Schüler“ bzw. zwei Leh-
rer in größeren Klassen; 
stärkere Akzentuierung der 
Lehrerausbildung auf Er-
ziehungswissenschaften, 
Pädagogik und Didaktik; 
Einstellung einer ausrei-
chenden Zahl von Schulso-
zialpädagogen, Schulpsy-
chologen und Erzie-
her/innen; Unterstützung 
für Schüler mit sonderpäda-
gogischem Förderbedarf 
(S.21 f.)   

Bildungsinvestitionen: Er-
höhung der Mittel für Bil-
dung im Haushalt 08/08; 
umfassendes Investitions-
programm zum Ausbau von 
Ganztagsschulen (S.9) 
Regionale Schulentwick-
lung:  wohnortnahes Schul-
angebot in Landkreisen und 
kreisfreien Städten; Mög-
lichkeit zur Einrichtung von 
Gymnasien mit Sonderzü-
gen für Hochbegabte ab 
Jahrgangsstufe 5; fairer 
Wettbewerb zwischen Schu-
len in staatlicher, kommuna-
ler und freier Trägerschaft: 
Wahl der Schule unabhän-
gig vom Wohnort (S.9); 
Schule in eigener Verant-
wortung: Entscheidung 
über pädagogisches Profil 
und personelle und finan-
zielle Ressourcen; Lehrer als 
Angestellte der Schule, Be-
stellung der Schulleiter auf 
zeit (S.10); 
Chancengerechtigkeit am 
Start: Kindertagesstätten als 
Bildungseinrichtungen in 
Zuständigkeit des Kultus-
ministeriums; bedarfsde-
ckendes Angebot an Kin-
derkrippen; Rechtsanspruch 
auf Krippenplatz;  (.=>)  

Bildungsinvestitionen: Er-
höhung der Bildungsausga-
ben von der Kinderbetreu-
ung in der Krippe bis zum 
Hochschulstudium (S.27); 
Vorschulische Bildung: 
Flächendeckende Verfüg-
barkeit ganztägiger Kinder-
betreuung; verträgliche 
Gruppengrößen; angemes-
sener Personalschlüssel; 
Einführung eines Quali-
tätsmanagements; Ausbil-
dung von Frühpädagogin-
nen und –pädagogen an 
Fachhochschulen oder Uni-
versitäten (S.32); 
Allgemeiner Rechtsan-
spruch auf ganztägige 
Betreuung in Kinderkrippen 
zwischen vollendetem ers-
ten und drittem Lebensjahr, 
langfristig nicht an Bedin-
gungen geknüpft (S.33); 
Kindergarten: Gruppen mit 
maximal 15 Kindern, we-
sentlich bessere Ausstattung 
mit hoch qualifiziertem und 
angemessen bezahltem 
Personal, Beitragsfreiheit 
für das erste Jahr, enge Ver-
zahnung mit der Grund-
schule, flächendeckende 
integrative Angebote (S.33)  
=> 

Bildungsinvestitionen: Ab-
lehnung von Gebühren von 
der Kindertagesstätte bis 
zur Hochschule. Ausbau 
von Privatschulen darf nicht 
zu Lasten des öffentlichen 
Bildungssystems gehen;  
keine Privatisierung von 
Bildungseinrichtungen;  
Zugang zu und Nutzung 
von Bildungseinrichtungen 
gebührenfrei halten; Stu-
diengebühren, Büchergeld 
und Privatisierung weiterer 
Zusatzkosten für Eltern, 
Schüler und Studierende 
verhindern bzw. abschaffen; 
Trennung von Staat und 
Kirche auch in den Schulen; 
Überbelastungen abbauen 
bei Gruppen-/Klassen-
stärken und Personal;  
Gemeinschaftsschule: zehn-
jährige gemeinsame Schule 
für alle; keine frühzeitige 
Auslese der Kinder; mit 
Förderung bei Lern- und 
Sozialproblemen Wiederho-
len von Jahrgangsstufen 
unnötig machen; Erweite-
rung von Ganztagsangebo-
ten mit mehr Lehrkräften; 
keine Klassen mit mehr als 
25 Schülern; Reduzierung 
des Frontalunterrichts zu-
gunsten => 

Kleinkinderbetreuung: Aus-
bau des Tagesmuttersys-
tems; Kinderkrippe in klei-
nen Gruppen (S.16) 
Kindergarten: möglichst 
individuelle Betreuung, 
insbesondere bei Kindern 
mit Entwicklungsdefiziten 
und Migrationshintergrund; 
bessere Abstimmung von 
Kindergarten und Grund-
schule; Zuständigkeitsverla-
gerung auf Kultusministeri-
um (S.16); 
Schule: Kernelement ist 
möglichst individuelle 
Betreuung der Schüler - 
Schulform ist zweitrangig 
(S.17); 
Grundschule: Ausdehnung 
der gemeinsamen Grund-
schulzeit auf fünf Jahre; 
Klassengröße 20, höchstens 
25; mehr Mitsprache und 
Entscheidungsspielraum bei 
Schule, Eltern und Kom-
munen; Bewertung und 
Benotung müssen sein, 
dürfen aber „nicht bereits in 
der Grundschule eine so 
Existenz entscheidende 
Bedeutung einnehmen“ – 
kleinere Klassen, mehr Leh-
rer, vernünftiges Unter-
richtsklima (S.18); 
=> 
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Werteerziehung fördern: 
Pflichtfach Religion, kultu-
relle Heimat und klare ethi-
sche Maßstäbe (S.8); 
Förderung benachteiligter 
Jugendlicher: 350 zusätzli-
che Stellen in der Jugendso-
zialarbeit (S.9); 
Begabte Schüler früher 
erkennen und noch besser 
fördern (S.10); 
Selbständigkeit der Schulen 
erweitern: eigenverantwort-
liche Gestaltungsmöglich-
keiten der Schulen in Ver-
bindung mit intensiverer 
Evaluierung erweitern (S. 
10); 
Berufliche Bildung stärken: 
flächendeckende Einfüh-
rung von Beruflicher Ober-
schule und 13. Jahrgangs-
stufe der Fachoberschule, 
Hochschulzugang für Meis-
ter, Techniker und Absol-
venten mit gleichwertigen 
Abschlüssen. (S.10)  
 

Rechtsanspruch auf Platz in 
einer gebundenen Ganz-
tagsschule für jedes Kind; 
flächendeckender Ausbau 
des Angebots in allen 
Schularten; Sonderinvestiti-
onsprogramm; Bereitstel-
lung ausreichender Res-
sourcen im Staatshaushalt 
(S.22); 
Möglichst lange gemeinsa-
me Schulzeit: Abschaffung 
des Übertrittszeugnisses – 
Entscheidung über Wahl 
der Schulart nach der 
Grundschule bei Eltern, 
Kindern und Jugendlichen; 
mittelfristige Überwindung 
des dreigliedrigen Schulsys-
tems zugunsten integrierter 
Schulformen; Erhalt wohn-
ortnaher Schulen; Erweite-
rung des organisatorischen 
und pädagogischen Spiel-
raums der Schulen (S22 f.); 
Berufliche Bildung: Ausbil-
dungsbonus zur Sicherung 
einer Ausbildungsgarantie; 
finanzielle Unterstützung 
der Ausbilder; Reform der 
Weiterbildung; Rechtsan-
spruch auf Bildungsurlaub; 
Stärkung des lebenslangen 
Lernens (S.23 f.) 

Verbesserung der Aus- und 
Fortbildung der Erzieherin-
nen und Erzieher; frühzeiti-
ge Tests zu Lese-, Recht-
schreib- und Rechenschwä-
che und Sprachverständnis 
(S.10) 
Längere gemeinsame Schul-
zeit: sechsjährige Primar-
schule mit Möglichkeit  für 
besonders begabte Schüler 
zum Übergang nach vier 
Jahren; individuelle Förde-
rung;  Möglichkeit Fremd-
sprache ab 1. Klasse (S. 11) 
Achtjähriges Gymnasium: 
„G8“ als gebundene Ganz-
tagsschule; Neuausrichtung 
der Lerninhalte nach bun-
desweiten Bildungsstan-
dards; mehr Lehrer und 
Schulsozialarbeiter; ver-
stärkter Einsatz neuer Me-
dien (S.11); 
Reform der Lehrerbildung 
(S.11 f.); 
Berufliche Bildung: Recht-
zeitig starke Berufsorientie-
rung in allen Schulen; „Ex-
zellenzinitiative“; Verzah-
nung von Aus-, Weiter- und 
Hochschulbildung (S.12)  

Schule: Keine Klasse mehr 
als 25 Schüler; bessere indi-
viduelle Förderung durch 
zusätzliches Personal; aus-
reichende Versorgung mit 
Schulsozialarbeit und 
SchulpsychologInnen (S.35); 
Abschaffung des Sitzenblei-
bens; keine frühe Aufteilung 
auf unterschiedliche Schul-
arten (S.35); 
Reform der LehrerInnen-
ausbildung: stärkerer Pra-
xisbezug, größere erzie-
hungswissenschaftliche, 
pädagogische und didakti-
sche Anteile (S.35); 
Eigenverantwortliche Schu-
len: Hoheit über Personal 
und Budget (S.35); 
Aufhebung der Trennung 
zwischen Gymnasium, Real- 
und Hauptschule, stattdes-
sen neunjährige gemeinsa-
me Schulzeit („bestmögliche 
Förderung statt bru-
talstmöglicher Auslese“) 
(S.36); 
Berufliche Bildung: mehr 
Investitionen und Reformen 
im Bildungswesen, Rah-
menbedingungen für KMU 
zu vermehrter Ausbildung. 
(S.37) 

beteiligungsorientierter und 
solidarischer Unterrichtsme-
thoden; Mitbestimmungs-
rechte für verfasste Vertre-
tungen bei Schulverwaltun-
gen und Lehrplanerstellun-
gen; vollständige Lehr- und 
Lernmittelfreiheit sowie 
ausreichende Ausstattung 
der Schulen 
Berufliche Bildung: Ausbil-
dungsabgabe für Unter-
nehmen mit über zehn Mit-
arbeitern, die nicht mindes-
tens 12% ihrer Arbeitsplät-
ze als qualifizierte Ausbil-
dungsplätze zur Verfügung 
stellen; Beendigung der 
Ausbeutung Auszubilden-
der als billige Arbeitskräfte 
und Ausbildungsvergütung, 
von der Auszubildende „gut 
leben können“; Erreichen 
eines Verhältnisses 1 Aus-
bilder : 8 Auszubildende; 
zeitgemäße und qualitativ 
hochwertige Ausstattung 
der Berufsschulen; Erhö-
hung der Stellenzahl von 
Lehrerinnen und Lehrern;   
Kontrolle von und Mitbe-
stimmung bei der Ausbil-
dung durch die Auszubil-
dendenvertretungen und 
ihre Gewerkschaften. 
 

Hauptschule: mehr Mit-
sprache für Schule, Eltern 
und Kommunen; Haupt-
schule muss noch mehr auf 
Berufsvorbereitung ausge-
richtet werden; Unterricht 
muss praxisorientierter 
gestaltet werden;  Haupt-
schulen benötigen mehr 
Lehrpersonal (S.19); 
Realschule: Absenkung der 
übergroßen Klassenstärken; 
mehr Praxis in die Schulen 
bringen durch Hinzuzie-
hung praxisorientierten 
Lehrpersonals; Zulassung 
von FH-Absolventen zu-
mindest für Haupt- und 
Realschulen (S.19f.); 
Gymnasium: Ablehnung 
des überstürzt eingeführten 
G8; Einbau von mehr Pra-
xisbezug; Reform des Un-
terrichtsstoffes G8, um den 
Blick für Zusammenhänge 
öffnen zu können; mehr 
fächerübergreifender Unter-
richt; mehr Lehrpersonal 
(S.20); 
Berufliche Bildung: Aufwer-
tung durch beste Unter-
richtsbedingungen errei-
chen; Mängel in Bausub-
stanz bei Berufsschulen 
beheben (S.21) 
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Hochschulausbildung: 
Schaffung von 38.000 zu-
sätzlichen Studienplätzen; 
Einrichtung von 3.000 zu-
sätzlichen Stellen für Pro-
fessoren und Hochschul-
personal; Einsatz von 235 
Mio. Euro für Erweiterung 
und Modernisierung von 
Räumen für Lehre und 
Forschung (S.11); 
Planungssicherheit  und 
Erweiterung der Spielräume 
für Innovationen für die 
Hochschulen durch „Inno-
vationsbündnis 2013“ 
(S.11); 
Bessere Besoldung von 
Professoren und neue Pro-
gramme zur Förderung von 
Nachwuchswissenschaftlern 
und zur Gewinnung und 
Rückgewinnung von Spit-
zenwissenschaftlern aus 
dem Ausland (S.11); 
Verbesserung der Integrati-
on und Förderung von 
Frauen an den Hochschulen 
(S.11); 
Gezielte Förderung von 
Leistungs- und Verantwor-
tungseliten. (S.11)  

Hochschulausbildung: 
Chancengleicher Zugang 
zum Hochschulstudium 
ohne soziale oder wirt-
schaftliche Barrieren (S.25); 
Abschaffung der Studien-
beiträge (S.25); 
Angemessene Ausstattung 
der Hochschulen, Verbesse-
rung der Studienbedingun-
gen (S.25); 
Verbesserung der sozialen 
Lage der Studierenden 
durch Reform der Ausbil-
dungsfinanzierung (S.25); 
Ablehnung der privatisier-
ten und marktwirtschaftlich 
ausgerichteten Hochschule 
(S.25); 
Hochschulen sollen mit 
ihrem eigenen Profil, ihren 
eigenen Schwerpunkten und 
ihren bsonderen Leistungen 
um Studierende und aka-
demisches Personal werben 
können (S.25); 
Integrierung von Auslän-
dern und Ausländerinnen 
und volle Aufnahme von 
behinderten Menschen in 
den Studien-, Lehr- und 
Forschungsbetrieb. (S.25) 
 
 

Hochschulautonomie: Frei-
heit für die Hochschulen, 
sich selbst zu organisieren, 
Studieninhalte und Studien-
schwerpunkte selbst zu 
bestimmen, wissenschaftli-
ches Personal selbst zu 
berufen, Finanzverfassung 
und Liegenschaftsverwal-
tung selbst zu bestimmen 
und Studierende selbst aus-
zuwählen (S.30) 
Hochschulausbau:  u.a. 
deutlich höhere Investitio-
nen (Hochschulentwick-
lungsprogramm 2020); Ver-
doppelung der zusätzlichen 
Studienkapazitäten; Sofort-
maßnahmen zur Gewin-
nung zusätzlicher Dozen-
ten; Steigerung der Qualität 
der Studienbedingungen; 
finanzielle Planungssicher-
heit bis 2020;Neugründung 
von Fachhochschulen auch 
zur Stärkung ländlicher 
Regionen (S.31) 
Hochschul- und Grundla-
genforschung: mehr Wett-
bewerb und Eigenverant-
wortung der Hochschulen 
(S.31) 
Nachgelagerte Studienbei-
träge zur Verbesserung der 
Lehre, nicht als Ersatz für 
staatliche Grundfinanzie-
rung (S.32) 

Hochschulausbau: Deutli-
cher und nachhaltiger Aus-
bau der Hochschulen; mit 
einem langfristig angelegten 
Hochschulausbauprogramm 
die Schwerpunkte im 
Staatshaushalt klar zuguns-
ten der Hochschulen ver-
schieben (S.39) 
Hochschulausbildung: 
Hochschulen müssen sich 
weiter öffnen für Menschen 
aus Ausbildungsberufen mit 
Berufserfahrung mit oder 
ohne Abitur (S.25); 
Gender Mainstreaming als 
durchgängiges Prinzip in 
der Hochschulwelt verwirk-
lichen (S.39), Verbesserung 
der Gleichstellung von 
Frauen und Förderung des 
weiblichen wissenschaftli-
chen Nachwuchses durch 
Einführung der Quote 
(S.40); 
Abschaffung von Studien-
gebühren und Verwaltungs-
beitrag (S.39); 
Stärkung der demokrati-
schen Strukturen an den 
Hochschulen und Wieder-
einführung der verfassten 
Studierendenschaft. (S.40) 
 

Hochschule: Betrieb von 
Hochschulen in öffentlicher 
Verantwortung – keine 
„schleichende Privatisie-
rung“; Hochschulzugang 
grundsätzlich ohne vorheri-
ge soziale Auslese und ohne 
Studiengebühren; Rück-
nahme von Bachelor- und 
Masterstudiengängen; Aus-
bau der Studiengänge der 
Geistes- und Gesellschafts-
wissenschaften als Grundla-
ge für eine demokratische 
Zivilgesellschaft; keine 
staatlich bezahlte Ausbil-
dung von Geistlichen;  
elternunabhängiges BA-
FÖG für Schüler, Auszu-
bildende und Studierende; 
Öffnung der Hochschulen 
auch für Menschen ohne 
Abitur; 
Wiedereinführung der ver-
fassten Studierendenschaft 
mit Finanzhoheit unter 
Einschluss eines politischen 
Mandats; 
Beendigung des Zwangs zur 
Einwerbung von Drittmit-
teln, Wiederherstellung der 
akademischen Selbstver-
waltung. 

Hochschulausbildung: Für 
ein kostenloses Erststudium 
(S.21); 
Sicherstellung, dass bei 
privatwirtschaftlicher Fi-
nanzierung die Unabhän-
gigkeit der Hochschulen 
nicht aufgegeben wird 
(S.21); 
Schaffung zusätzlicher Stu-
dienplätze auch als Kon-
junkturprogramm für die 
jeweilige Region (S.21); 
Bevorzugung struktur-
schwacher Regionen beim 
Auf- oder Ausbau von 
Hochschulen. (S.21) 
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Innere Sicherheit:  
Moderne Polizei unterstüt-
zen - Polizeiorganisationsre-
form – Einführung des 
digitalen Sprech- und Da-
tenfunksystems (S.16); 
Effektive Instrumente für 
Sicherheits- und Strafver-
folgungsbehörden – wirk-
samer Schutz der Bürger 
durch Regelungen zur On-
line-Durchsuchung oder 
Videoüberwachung (S.16); 
Konsequent gegen zuneh-
mende Jugendgewalt und 
Verwahrlosung - Opfer-
schutz vor Täterschutz; 
präventives Eingreifen vor 
aufwendigen Resozialisie-
rungsmaßnahmen; bessere 
Vernetzung von Polizei, 
Justiz, Schulen, Eltern, und 
Jugendämtern; spezialisierte 
Staatsanwälte für jugendli-
che Intensivtäter; Warn-
schussarrest, Fahrverbot, 
Verbot von Killerspielen  
(S. 16) 
Ausweisung ausländischer 
Straftäter erleichtern (S.17) 

Innere Sicherheit: Jede 
Freiheitsbeschränkung ist 
streng auf Notwendigkeit 
und Verhältnismäßigkeit zu 
prüfen, jede Sicherheits-
maßnahme auf Wahrung 
des Gleichgewichts von 
Staatsmacht und Bürger  
(S. 40); 
Schutz des Rechts der Bür-
gerinnen und Bürger, nicht 
ohne jeden Anlass unter 
Verdacht genommen zu 
werden (S.40); 
Gegen Entwicklung zu z.B. 
Schleierfahndung, Video-
überwachung, Autokenn-
zeichen-Scanning, Überwa-
chung von Wohnräumen 
und Telekommunikation, 
Online-Durchsuchung 
(S.40); 
Innen- und Sicherheitspoli-
tik als Querschnittspolitik 
aus Friedens-, Wirtschafts- 
und Arbeitsmarktpolitik, 
Steuerpolitik, Bürgerschaft-
licher Politik, Zivilpolitik, 
Bildungs- und Sozialpolitik 
(S. 40 f.)  
Bürgernahe Polizei für si-
cheres Bayern: gegen Poli-
zeireform, für Erhalt der 
kleineren Polizeidirektionen  
und Polizeiinspektionen auf 
dem flachen Land; => 

Innere Sicherheit: u.a. keine 
Privatisierung der öffentli-
chen Sicherheit zugunsten 
privater Sicherheitsdienste 
o.ä.; Einhaltung rechtsstaat-
licher Prinzipien bei der 
Terrorismusbekämpfung 
und klares Verbot jeglicher 
Folter; Videoüberwachung 
nur an bestimmten öffentli-
chen Gefährdungsräumen; 
keine heimliche Online-
Untersuchung privater PCs; 
Begrenzung der Telefon-
überwachung auf das abso-
lut Notwendige; Verzicht 
auf Anwendung des Gro-
ßen Lauschangriffs in Bay-
ern; Stopp der generellen 
KFZ-Abgleichung in Bay-
ern; Rücknahme des neuen 
bayerischen Versammlungs-
rechts; Einführung des Di-
gitalfunks der Polizei (S.17) 
Effektiver Rechtsschutz: 
u.a. Reform des Gerichts-
vollzieherwesens; verbesser-
te Personalausstattung der 
Justiz, zukunftsfähige und 
transparente Personal-
planung und mehr Aus-
bildungs- und Qualifizie-
rungsmaßnahmen für  
Richter;  mehr Fachpersonal 
zur wirksamen Bekämpfung 
der Wirtschaftskriminalität; 

Innere Sicherheit: Schleier-
fahndung, Telekommunika-
tions- und Videoüberwa-
chung auf das notwendige 
Minimum reduzieren; Tren-
nung zwischen Polizei und 
Geheimdiensten wiederher-
stellen; effektive und umfas-
sende demokratische und 
parlamentarische Kontrolle 
des Verfassungsschutzes; 
kein Einsatz der Bundes-
wehr im Inland (S. 61 f.)  
Bürgernahe Polizei mit 
besserer Personalausstat-
tung, angemessener Bezah-
lung, besserem direktem 
Kontakt zur Bevölkerung, 
mehr Präsenz und besserer 
Erreichbarkeit vor ort (S.62) 
Mehr interkulturelle Kom-
petenz der Sicherheitsbe-
hörden (S.62) 
Einführung kommunaler 
Kriminalitätspräventionsräte 
(S.62) 
Datenschutz: Ablehnung  
der elektronischen Gesund-
heitskarte (S.62), Kritik an 
zunehmender Überwachung 
des öffentlichen Raums 
(„google-earth“) (S.63), 
Ablehnung von Lauschan-
griff, Onlinedurchsuchung, 
Videoüberwachung, Erfas-
sung von Autokenn- =>    

Innere Sicherheit: Be-
schränkung polizeilicher 
Maßnahmen wie das befris-
tete Einsperren ohne Urteil, 
Platzverweis und Aufent-
haltsverbot; Verbot von 
Videoüberwachung auf 
öffentlichen Plätzen; Ab-
schaffung der Rasterfahn-
dung; Auflösung der Ver-
fassungsschutzbehörde und 
scharfe Trennung von Poli-
zei und Geheimdiensten; 
verstärkte Nutzung von 
Beratungs- und Hilfsange-
boten der Sozialarbeit; Ein-
richtung eines Menschen-
rechtsausschusses im baye-
rischen Landtag; an den 
Landtag angebundene un-
abhängige Beschwerdestelle,  
Einrichtung lokaler Anlauf-
stellen durch die Beschwer-
destelle; bessere Ausbildung 
der Polizei, vor allem in 
Bezug auf das Deeskalati-
onsverhalten; Kennzeich-
nungspflicht von Polizistin-
nen und Polizisten auf De-
monstrationen; sofortige 
Auflösung der polizeilichen 
Sondereinheit USK (Unter-
stützungskommando). 
 

Polizeireform hat das Ziel 
verfehlt – aber Bedeutung 
einer funktionierenden Po-
lizei nimmt in Zeiten stei-
gender Gewaltbereitschaft 
weiter zu; Personaldecke 
der Polizei ist zu dünn; 
Beförderungsstau muss 
aufgelöst werden (S. 15); 
Kameradschaft und Be-
triebsklima dürfen durch 
übertriebene Beurteilungs-
modelle nicht vergiftet wer-
den.  (S.15) 
 
(ansonsten keine weiteren Aus-
führungen) 
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Schutz bei Not- und Un-
glücksfällen: effektives und 
gut ausgerüstetes Hilfeleis-
tungssystem aus Feuerwehr, 
Rettungsdienst und Katast-
rophenschutz (S.17) 

für stärkere Präsenz der 
Polizei auf den Straßen und 
weniger Bürokratieaufwand 
(S. 42) 

Stärkung der außergerichtli-
chen Streitbeilegung (S.18) 
Strafvollzug: Weiterentwick-
lung vom Behandlungsvoll-
zug zum Chancenvollzug, 
der den Einsatz knapper 
Ressourcen auf mitwir-
kungsbereite Strafgefangene 
konzentriert; ausreichendes 
Personal und ständige Schu-
lung und Qualifizierung der 
JVA-Bediensteten (S.18) 
Kinder- und Jugendkrimina-
lität: regionale Netzwerke 
von Jugendhilfe, Schulen, 
Handwerksorganisationen, 
Industrie und Arbeitsver-
waltung; Ausbau der Kon-
fliktlotsenmodelle;  gezielte 
Verbesserung der personel-
len Ausstattung Polizei und 
Staatsanwaltschaften (S.19) 
Stärkung von Opferrechten 
durch engagierte Umset-
zung  der Gesetze (S.19) 

zeichen, Überwachung am 
Arbeitsplatz oder Ausspä-
hung von Konsumentenda-
ten (S.63) 
 

Datenschutz:  
Datenschutz zu einem 
Staatsziel in der Landesver-
fassung erheben; Einrich-
tung eines von der Regie-
rung unabhängigen Landes-
zentrums für Datenschutz; 
Ausweitung des Daten-
schutzgesetzes auf alle Be-
reiche der öffentlichen 
Verwaltung; Sammlung von 
persönlichen Kommunika-
tionsdaten jeder Art durch 
Polizei und Behörden 
grundsätzlich nur in Einzel-
fällen und aufgrund eines 
richterlichen Beschlusses; 
Einführung des Anspruches 
aller Bürgerinnen und Bür-
ger auf kostenlose Aus-
kunft, Korrektur und gege-
benenfalls Löschung von 
Daten in zentralen Daten-
banken; deutliche personelle 
und finanzielle Aufwertung 
der/des Datenschutzbeauf-
tragten und ihrer/seiner 
Arbeitsmöglichkeiten; Lö-
schung aller über den ge-
setzlichen Rahmen hinaus-
gehenden, über ein Jahr 
alten Daten von Schülerin-
nen und Schülern. 
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Energiepolitik: Sichere, 
klimaverträgliche und für 
Bürger wie Unternehmen 
bezahlbare Energieversor-
gung fördern (S.3); Ener-
gieproduktivität um 30% 
steigern; Anteil erneuerbare 
Energien auf 20% verdop-
peln; Anteil Biomasse auf 
8% steigern; 150 Mio Euro 
für energetische Sanierung 
staatlicher Gebäude; KWK 
ausbauen; Energieforschung 
fördern; Energieversorgung 
bezahlbar und sicher gestal-
ten: Verlängerung Laufzeit 
KKW; Gewinne aus Lauf-
zeitverlängerung für For-
schung und Entwicklung 
und erneuerbare Energien 
verwenden (S.18 f.) 
Klimaschutz: Förderung des 
Waldumbaus; Schutzmaß-
nahmen im Bergwald (S.19) 
Artenvielfalt und natürliche 
Lebensräume erhalten: Ver-
tragsnaturschutz; Vervoll-
ständigung von Biotopnet-
zen, Renaturierungen und 
Verminderung des Flächen-
verbrauchs (S.19) 

Energiepolitik: Energiespa-
ren: Wärmesanierung älterer 
Gebäude; Förderung von 
Energieberatung, weiterge-
hende Kennzeichnungs-
pflicht für Energie-
verbrauch (S.13); Höhere 
Energieeffizienz: Förderung 
der KWK, Nutzungsände-
rungen bei Strom und 
Treibstoff verbrauchenden 
Geräten, Maschinen und 
Verkehrsmitteln (S.13 f.); 
Erneuerbare Energien: För-
derung von Photovoltaik, 
Solarthermie, Tiefen- und 
Oberflächengeothermie, 
Windkraft, Wsserkraft, 
Biomasse und Biogas, 
schrittweise Stilllegung von 
Kohlekraftwerken, Festhal-
ten am Atomausstieg (S.14) 
Klimaschutz: Minderung 
der CO2-Emissionen um 
40%, Verdreifachung des 
Beitrags erneuerbarer Ener-
gien bis 2020; Vorlage jähr-
licher Klimabericht (S.13); 
stabile Wälder (S.17) 
Abfall: ökologische Stoff-
wirtschaft; „Vermeidung 
vor Verwertung vor ökolo-
gisch sicherer Ablagerung“ 
(S.15) 

Energiepolitik: u.a. Weiter-
entwicklung des EEG; För-
derung dezentraler Energie-
erzeugungsstrukturen 
(Kraft-Wärme-Kopplung); 
bessere Abstimmung euro-
päischer und nationaler 
Regelungen zum Klima-
schutz (Emissionshandel, 
Ökosteuer, EEG); Verlän-
gerung der Laufzeiten 
KKW, dabei Weitergabe der 
wirtschaftlichen Vorteile an 
die Verbraucher;  (S. 23) 
Klimaschutz: Erleichterun-
gen für Solarkollektoren auf 
Hausdächern; Klimaschutz-
anstrengungen verstärkt im 
Alpenraum; Entwicklung 
alternativer Tourismuskon-
zepte; keine Subvention von 
Schneekanonen (S. 24) 
Erhalt der Biodiversität: 
Wälder besonders schützen; 
Zerschneidung der Land-
schaftsräume stoppen (S.24) 
Wasser und Boden: kein 
Donauausbau; Durchgän-
gigkeit von Oberflächenge-
wässern verbessern; dezen-
trale Kleinkläranlagen mit 
Großanlagen gleichstellen 
(S.25)  

Energiepolitik: Energiespa-
ren: Entwicklung alternati-
ver Antriebe und spritspa-
render Fahrzeuge; schritt-
weise Einführung des Plus-
Energiehaus-Standards, 
wirksame Kontrolle der 
Einhaltung der Energieein-
sparverordnung; Änderung 
der BayBauO; Umsetzung 
der energetischen Sanierung 
staatlicher Gebäude bis 
2015; Förderprogramm für 
Energieeffizienz und End-
energieverbrauch; Aufbau 
Netz von Energiebera-
tungsstellen (S.4f.); 100%ige 
Versorgung Bayerns mit 
erneuerbarer Energie; Aus-
stieg aus Kernenergie (S.6); 
Biomasse wichtiger Bau-
stein; Vorrang KWK (S.8) 
Klimaschutz: Treibhausgase 
80% bis 2050 einsparen 
(S.4) 
Abfall: Vorrang für Ver-
meidung; Verwertung statt 
Verbrennung; deutlich hö-
heres Pflichtpfand für Ein-
weggetränke (S. 12) 
Artenschwund verhindern; 
Ökologische Waldbewirt-
schaftung, weitere Gewäs-
serschutzinitiative (S. 14 f.) 

Energiepolitik: Beschleunig-
ter und konsequenter Aus-
stieg aus der Atomenergie-
nutzung; Bei Halbierung des 
Verbrauchs Deckung des 
Energiebedarfs mit erneu-
erbaren Energien;  
Einsparung von Energie in 
der Erzeugung und Anwen-
dung durch intelligente 
Erzeugung, Verbrauchs-
vermeidung und steigende 
Energieeffizienz von Ma-
schinen und Geräten; Ein-
führung intelligenter Strom-
zähler, Förderung von Spei-
chertechnologien und de-
zentraler Netzstrukturen; 
Verbesserung und Moderni-
sierung der Raumheizung 
und Warmwasserbereitstel-
lung sowie der Wärme-
dämmung nicht nur bei 
Neubauten, sondern auch 
im Gebäudebestand; Aus-
schöpfung der Potenziale 
der Windkraft, Photovol-
taik, Sonnen- und Erdwär-
me, der Biomasse und der 
Kraft- Wärme- Kopplung 
Abfall: Gesamtkonzept zur 
Müllvermeidung; Vorrang 
für mechanisch-biologische 
Abfallbehandlungsanlagen. 
 

Energiepolitik: Entwicklung 
„Vom Landwirt zum Ener-
giewirt“ grundsätzlich zu 
begrüßen; Besteuerung der 
Biokraftstoffe soll rückgän-
gig gemacht werden (S.8 f.); 
Möglichkeiten der Energie-
gewinnung aus Holz sind 
noch nicht ausgeschöpft 
(S.10) 
Klimaschutz: Ausbau des 
Binnentourismus (S.9) 
 
 
 
(ansonsten keine weiteren Aus-
führungen) 
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Infrastruktur: Ziel gleich-
wertiger Lebensbedingun-
gen in ganz Bayern; hohe 
Qualität und gute Erreich-
barkeit von Einrichtungen 
und Leistungen für das 
tägliche Leben der Men-
schen; Arbeitsplätze im 
ländlichen Raum schaffen 
(S.21 f.); 
Tourismus: zusätzliche 
finanzielle Mittel für Wei-
terentwicklung des Touris-
musmarketings und Verbes-
serung von Hotellerieange-
bot und Servicequalität; 
Abbau von Wettbewerbs-
verzerrungen; Bayern als 
herausragender Sport-
Veranstaltungsort (S.22 f.); 
Landwirtschaft: Erhalt der 
Milchquote; angemessene 
Honorierung der Gemein-
wohlleistung; Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit durch 
Aus- und Fortbildung und 
einzelbetriebliche Investiti-
onsförderung; Ernährungs-
sicherheit gewährleisten, 
Potential nachwachsender 
Rohstoffe nutzen („Teller 
vor Tank“); Entscheidung 
der Länder über Einsatz 
Grüner Gentechnik; Förde-
rung naturnaher Forstwirt-
schaft (S.24 f.). 
 

Infrastruktur: Weiterent-
wicklung des Landwirt-
schaftsministeriums zum 
Ministerium für ländliche 
Entwicklung;  (S.16); 
Ziel: gute Bildungsmöglich-
keiten für Kinder, angemes-
sene Weiterbildungsmög-
lichkeiten für Erwachsene, 
ausreichende und erreichba-
re Gesundheitsversorgung, 
Versorgung mit Gütern des 
täglichen Bedarfs; zeitge-
mäßer und schneller zu 
Informationen via Internet 
(S.16) ; bessere Ausstattung 
der Programme Kulturland-
schaftsprogramm, Dorf-
erneuerung und Vertrags-
naturschutz (S.16); 
Landwirtschaft: Schaffung 
stabiler Rahmenbedingun-
gen für die bayerischen 
Landwirte, Milchmengenre-
gelung beibehalten (S.16);  
für stärkere Regionalisie-
rung im Lebensmittelsektor 
(S.16); Kontrollsystem zur 
Qualitätssicherung stärken, 
ausbauen und neu ordnen 
(S.17); Ablehnung der Grü-
nen Gentechnik, Möglich-
keit zur Ausrufung „gen-
technikanbaufreier Regio-
nen“ (S.17). 

Infrastruktur: Entwicklung 
des ländl. Raums in seiner 
Gesamtheit stärken; In-
strumente der Regional- 
und Landesplanung nutzen, 
um Grundversorgung  
sicherzustellen; Förder-
programme zielorientiert 
zusammenfassen und  
reduzieren; ausreichendes 
Angebot an öffentlichen 
Verkehrsmitteln; Breitband-
schere zwischen ländlichen 
Raum und Ballungsräumen 
schließen (S. 25f.) 
Tourismus: Konzept für 
Bayern entwickeln und 
umsetzen 
Landwirtschaft: Abschaf-
fung des Milchquotensys-
tems bis spätestens 
2014/15;  Abschaffung der 
Erntehelferregelung; schnel-
lere Bearbeitung und weni-
ger Anlaufstellen bei Ge-
nehmigungsverfahren; bei 
Grüner Gentechnik neben 
Chancen auch Risiken für 
kleinteilige bayerische 
Landwirtschaft beachten; 
durchgreifender Abbau von 
Bürokratie; 1:1-Umsetzung 
von EU-Richtlinien (S.26). 
  

Infrastruktur: Ökologische 
Innovationen, Investitionen 
in Bildung, Schutz der na-
türlichen Lebensgrundlagen, 
Frauenförderung, Kinder-
freundlichkeit, Kultur als 
Mittel der Strukturpolitik 
(S.45); Selbsterneuerungs-
kraft der Regionen: Verlage-
rung von Mitteln und 
Kompetenzen auf die Regi-
onen,  bei erneuerbaren 
Energien und Bildungsinf-
rastruktur (S.46) 
Landwirtschaft: Öko-
Landbau fördern (S.15); 
Verlangsamung des Struk-
turwandels u.a. durch geziel-
te Förderpolitik; Entwick-
lung regionaler Wertschöp-
fungsketten; (S.16); finan-
zielle Aufstockung des Kul-
turlandschaftsprogramms; 
Beibehaltung und Weiter-
entwicklung der Milchquo-
te; Einführung einer Wei-
deprämie; Verbot von Le-
gebatterien; finanzielle Un-
terstützung der Umstellung 
auf ökologische Bewirt-
schaftung; Ablehnung der 
Agro-Gentechnik; Besserer 
Verbraucherschutz, konse-
quenter Tierschutz. (S. 16 
ff.) 

Infrastruktur: Stärkung des 
ländlichen Raumes, Öffent-
liche bzw. genossenschaftli-
che Formen zum Betrieb 
von z. B. Einkaufsläden im 
Dorf, Breitbandnetzen, 
Dorfbussen usw.  
Landwirtschaft: Umbau der 
Förderung land- und forst-
wirtschaftlicher Betriebe hin 
zu umweltverträglicheren 
Produktionsformen; Stär-
kung und Ausbau der land-
schaftspflegerischen Aktivi-
täten nach den örtlichen 
Gegebenheiten 
Stärkung des ökologisch 
orientierten Landbaus; ver-
stärkte regionale Vermark-
tung von Agrarprodukten; 
sofortige Umsetzung der 
EU-Richtlinie zur Einfüh-
rung der Transparenz über 
die ausgezahlten Fördermit-
tel in der Landwirtschaft; 
Eingliederung der bisher 
selbständigen Sozialversi-
cherung für Landwirte in 
die gesetzliche Sozialversi-
cherung; Verhinderung des 
Anbaus von gentechnisch 
verändertem Saatgut; Aus-
weitung von Anbauflächen 

für Agro-Kraftstoffe nur in 
einem vernünftigen Maß auf 
lokaler Ebene. 

Infrastruktur: Flächende-
ckend schnelle und leis-
tungsstarke Internetan-
schlüsse; Schulen in Wohn-
ortnähe; vorausschauende 
Politik für regionale Ar-
beitsplätze; wohnortnahe 
Krankenhäuser (S.8); 
Tourismus: Ausbau des 
Binnentourismus 
Landwirtschaft:  
Bauernhöfe als unverzicht-
barer Wirtschaftsfaktor 
(S.9); faire Preise für land-
wirtschaftliche Produkte; 
politische Rahmenbedin-
gungen für Wertschöpfung 
nahe beim Produzenten 
setzen; Förderung regiona-
ler Vermarktungswege; 
keine Behinderung von 
Direktvermarktung; Be-
nachteiligung der heimi-
schen Landwirtschaft durch 
EU-weiten Wettbewerb 
gezielt abstellen (S.9); Aus-
gleichszahlungen für ge-
pflegte Kulturlandschaft in 
schwierigen Gebieten not-
wendig (S.9); bei Grüner 
Gentechnik berechtigte 
Sorgen ernst nehmen (S.10); 
bessere Walderschließung, 
Beratung und Förderung 
von Selbsthilfeeinrichtun-
gen der Waldbauern (S.10) 



Wahlprogramme der Parteien in Bayern 2008 
 

                    CSU                           SPD                           FDP                        Grüne                  Die Linke              Freie Wähler 

 11

A
rb
ei
t 
u
n
d
 S
o
zi
al
es
 

 

Arbeitsplätze: „Bayern ist 
hier Spitze in Deutschland 
und Europa. Unsere Wirt-
schaftskraft ist in den letz-
ten zehn Jahren doppelt so 
stark gewachsen, die Ar-
beitslosenquote ist nur halb 
so hoch wie in Deutschland 
insgesamt. Mit dem höchs-
ten Beschäftigungswachs-
tum, der niedrigsten Ar-
beitslosigkeit und der besten 
Lehrstellenbilanz belegt 
Bayern Platz 1 auf dem 
deutschen Arbeitsmarkt. 
Bayern ist auf dem besten 
Weg zur Vollbeschäfti-
gung.“ (S.4) 
Soziales: Senioren Sicherheit 
geben und Teilhabe ermög-
lichen: Weiterbildung für 
berufliche Perspektiven 
ermöglichen, bürgerschaftli-
ches Engagement fördern, 
Förderung von Koordinati-
ons- und Beratungsstellen 
sowie geeigneten Wohnmo-
dellen (S.14) 
Menschen mit Behinderun-
gen: Anhebung des Anteils 
barrierefreier Wohnungen 
beim Neubau; Ausbau von 
Werkstätten für Behinderte; 
Modellprojekt zum Über-
gang Förderschule - Ar-
beitsmarkt (S. 15). 
 

Arbeitsplätze: Zurückdrän-
gen von Leiharbeit und 
Festlegung von Regelungen 
zur Verbesserung der sozia-
len Situation von Zeitar-
beitskräften; zeitgemäße 
Weiterbildung für Arbeit-
nehmerinnen und Arbeit-
nehmer; stärkere Beteili-
gung der Arbeitnehmer-
schaft am Produktivvermö-
gen; Beseitigung von Nied-
riglöhnen im staatlichen 
Bereich; Befristung von 
Beschäftigungsverhältnissen 
im öffentlichen Dienst nur 
als Ausnahme; Rücknahme 
von Arbeitszeitverlängerun-
gen im öff. Dienst (S.5 f.); 
Kürzere und flexiblere Ar-
beitszeiten, Abbau von 
Überstunden, flexible Al-
tersteilzeitregelungen (S.6); 
Landesgesetzliche Einfüh-
rung flächendeckender 
Mindestlöhne (S.6). 
Soziales: Überprüfung und 
deutliche Erhöhung der 
Regelsätze beim Arbeitslo-
sengeld II und beim Sozial-
geld insbesondere auch für 
Kinder und Jugendliche; 
Gesamtkonzept  zur Prä-
vention von (Kinder-) Ar-
mut in Bayern (S.8). 

Arbeitsplätze: Arbeits-
marktpolitik in Verantwor-
tung der Kommunen geben; 
Deregulierungen insbeson-
dere für den Mittelstand 
vorantreiben; Grundsatz 
„Leistung und Gegenleis-
tung“ umsetzen; über akti-
vierende Sozialpolitik Ar-
beitnehmer in 1. Arbeits-
markt führen; Eintrittsbar-
rieren (z.B. übertriebene 
Kündigungsschutzvor-
schriften) abbauen; Weiter-
bildungsangebote verstär-
ken (S.46); 
Deregulierung und Modul-
arisierung bei der berufli-
chen Bildung (S.47); 
Erfahrungen und Kompe-
tenzen älterer Arbeitnehmer 
nutzen: fließender Über-
gang vom Arbeitsleben in 
die Rente, Arbeitszeitkon-
ten ermöglichen und Hin-
zuverdienstgrenzen für die 
Rente und Altersgrenzen 
flexibilisieren (S.47f.); 
Riester-Rente: Freibetrag 
von 100 Euro für Auszah-
lungen aus privater Vorsor-
ge; bis 800 Euro 40% an-
rechnungsfrei (S.45); 
Einführung des Bürgergel-
des als Mindesteinkommen; 
Verwaltung bei den Finanz-
ämtern (S.45 f.)  

Arbeitsplätze: Bekämpfung 
von Dumpinglöhnen und 
Leiharbeit über Tarifverträ-
ge und Arbeitnehmer-
Entsendegesetz. Ansonsten 
gesetzlicher Mindestlohn 
(S.44); 
Insgesamt familienfreundli-
chere Ausgestaltung der 
Arbeitswelt: konsequente 
Umsetzung von Teilzeitar-
beit, flexiblen Arbeitszeiten, 
Wiedereinstellungsgaran-
tien, betrieblichen Kinder-
betreuungsangeboten,  
Frauenförderplänen (S.44); 
Förderung der Ausbil-
dungsbereitschaft bayeri-
scher Betriebe (S.44); 
Soziales: Senioren: Erfah-
rung und Kompetenzen der 
Älteren nutzen; angemesse-
ne Chancen für Über 50-
Jährige im Arbeitsleben; 
starre Altersgrenzen beim 
Übergang in den Ruhestand 
müssen flexibler werden 
(S.52) 
Menschen mit Behinderun-
gen: gleichberechtigte teil-
habe aller Menschen mit 
Behinderung am Leben der 
Gesellschaft; offene und 
ambulante Struktur der 
individuellen Unterstützung 
und Betreuung; Behinder-
tenbeauftragte und =>  

Arbeitsplätze: Grundsätze: 
materielle Absicherung, die 
vor Armut bei Arbeitslosig-
keit und im Alter schützt; 
aktive Unterstützung Ar-
beitsloser anstatt Repressio-
nen; Sicherung eines voll-
wertigen Einkommens statt 
Prekarisierung von Arbeit; 
Schaffung von Perspektiven 
und gesellschaftlich nützli-
chen Aufgaben; Ausbau 
von Qualifizierungsangebo-
ten und eine Qualifizie-
rungsoffensive statt Rück-
gang von Weiterbildungs-
maßnahmen;  am gesell-
schaftlichen Bedarf ausge-
richtetes, quantitativ ausrei-
chendes und qualitativ zu-
kunftsicherndes Ausbil-
dungsangebot; 
Erhalt und die Ausweitung 
von Flächentarifverträgen; 
Erhalt und Ausweitung 
öffentlichen Eigentums, um 
eine gestaltende Wirt-
schaftspolitik im Interesse 
des Gemeinwohls zu er-
möglichen; paritätische 
Mitbestimmung in Großun-
ternehmen; Löhne, von 
denen die Arbeitenden ver-
nünftig leben können; ge-
setzlicher Mindestlohn von 
mindestens 8,50 Euro.  

Arbeitsplätze: „Arbeit muss 
sich wieder lohnen“ (S.12);  
Sozialstaat muss bezahlbar 
bleiben; Ablehnung der 
Umwandlung von vollwer-
tigen Arbeitsplätzen in Bil-
ligjobs; kurzsichtige Sparpo-
litik, die zu wenig Lehrer 
einstellt und damit unquali-
fizierte Schulabgänger zu 
verantworten hat, als Mit-
verursacher des Problems 
(S.12); 
Deutliche Reduzierung des 
Verwaltungsaufwands für 
Unternehmer, um Kosten-
druck zu senken und Wett-
bewerbsfähigkeit zu verbes-
sern (S.13); 
Soziales: Nicht immer und 
in aller Konsequenz den 
Regularien eines freien 
Marktes unterwerfen – 
Grundversorgung der Bür-
ger muss sichergestellt sein 
(S.12);  
Verstärkt in die Zukunft 
gerichtete statt konsumie-
render Sozialausgaben: 
mehr Lehrer und Sozialpä-
dagogen, fördernde Ganz-
tagsbetreuung, Schulsport, 
gesunde Ernährung an den 
Schulen, Besuche bei Fir-
men (S.12). 
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Gesundheitspolitik: Sicher-
stellung der flächendecken-
den und wohnortnahen 
ambulanten Versorgung 
durch niedergelassene 
Haus- und Fachärzte; 
wohnortnahe Krankenhäu-
ser; Verstärkung der Ge-
sundheitsvorsorge; gesunde 
Schulverpflegung (S.14 f.) 
Familienpolitik: (noch) stär-
kere und bedarfsgerechtere 
Unterstützung von Familien 
in der Erziehungsleistung: 
Anhebung von Kindergeld 
und Kinderfreibeträgen; 
Ausweitung des Landeser-
ziehungsgeldes durch An-
hebung der Einkommens-
grenzen ab 2009; Einfüh-
rung eines Betreuungsgeldes 
ab 2013; (S.12); 
Verlässliches, bedarfsge-
rechtes Betreuungsangebot 
für Kinder im Alter von 
zwei bis 14 Jahren (S.12); 
Verbesserung der Betreu-
ungsqualität und frühkind-
lichen Förderung durch 
zusätzliches Erziehungsper-
sonal und kleinere Gruppen 
(S.13); 
Mittelfristig Einführung 
eines kostenfreien Kinder-
gartenjahres in Zusammen-
arbeit mit Kommunen und 
Trägern (S.13) 

Senioren: Bessere Nutzung 
der Potenziale älterer Ar-
beitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer;  betriebliche 
Generationenverträge, neue 
Formen von Altersteilzeit-
modellen, altersgerechte 
Arbeitsplätze, verstärkte 
Weiterbildungsmaßnahmen 
(S.37); 
„Masterplan Seniorenwirt-
schaft“ zur Förderung al-
tersgerechter Produkte und 
Dienstleistungen und Er-
schließung innovativer Be-
schäftigungsfelder (S.37); 
Mehr Mitbestimmung und 
Mitwirkung Älterer in der 
Politik (S.38); 
„Lebenszyklisches Bauen“, 
das beim Wohnen auf die 
Belange des Älterwerdens 
Rücksicht nimmt (S.38)     
Gesundheitspolitik: Einfüh-
rung einer paritätisch finan-
zierten Bürgerversicherung 
statt Gesundheitsfonds.(S.7) 
 
Familienpolitik: (s. auch 
„Bildung“) Ausbau der 
Kinderbetreuung zur Ver-
besserung von Chancen-
gleichheit und Integration, 
zur besseren Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf und 
zur Armutsbekämpfung 
(S.32); 

Menschen mit Behinderun-
gen: Rahmenbedingungen 
zur Beschäftigung von 
Schwerbehinderten im öf-
fentlichen Dienst verbes-
sern; individuelle Betreuung 
jobsuchender Behinderter 
vor Ort; vielfältiger und 
flächendeckender Sozial-
markt mit Angeboten zu 
Pflege- und Betreuungs-
dienstleistungen; Programm 
für Barrierefreiheit (S.48) 
Gesundheitspolitik: u.a. 
Erhalt der flächendecken-
den fachärztlichen und 
hausärztlichen wohnortna-
hen ambulanten Versor-
gung; Sicherstellung eines 
professionell organisierten 
ärztlichen Bereitschafts- 
und Notarztdienstes; Ab-
schaffung der jährlichen 
Sonderabgabe für Kranken-
häuser; Prozessoptimierung, 
Standardisierung, Speziali-
sierung, strikte Kostenkon-
trolle, Bürokratieabbau und 
Kooperation in allen Ver-
sorgungsstufen bayerischer 
Krankenhäuser;  Abschaf-
fung der dualen Finanzie-
rung; Stopp des Gesund-
heitsfonds; Beendigung der 
Budgetierung (S.13 f.) 
 

Behindertenbeiräte auf allen 
Ebenen stärken; deutlicher 
Ausbau der Hilfs-, Bera-
tungs- und Unterstützungs-
angebote für Angehörige, 
Arbeitsuchende und Firmen 
zur Erreichung von Barrie-
refreiheit (S. 57) 
Gesundheit: Flächende-
ckendes Netz an gesund-
heitlicher Versorgung erhal-
ten; wohnortnahe, qualitativ 
hochwertige und flächende-
ckende Versorgung als Ziel 
bayerischer Krankenhaus-
politik (S. 57); 
Aufhebung der Budgetie-
rung; Gewährleistung der 
nötigen Investitionen im 
Gesundheitssystem durch 
den Staat (S.57); 
Ausbau der ambulanten 
Strukturen und Öffnung der 
Psychiatrie als ernstes und 
dringendes Anliegen (S.58)  
Familienpolitik (s.auch 
„Bildung“) (kein eigenes Kapi-
tel!) 
Soziales Netz verstärken 
und Hilfen zum Ausgleich 
von Armutsfolgen und 
insbesondere zum Ausstieg 
aus Armutsfallen bereitstel-
len; den Bayerischen Sozial-
bericht kontinuierlich fort-
schreiben;  allen Bayern 
auch im Alter ein  => 

Behinderte: Leistungsgesetz 
für die Teilhabe behinderter 
Menschen, in dem die  
finanzielle Förderung dieser 
Maßnahmen einkommens- 
und vermögensunabhängig 
geregelt ist; Beseitigung von 
Barrieren und Ausgleich 
behinderungsbedingter 
Nachteile; Bildung von  
Behindertenbeiräten,  
mindestens Beauftragte für 
Menschen mit Behinde-
rungen 
Gesundheitspolitik: Privati-
sierung von Gesundheits-
einrichtungen stoppen bzw. 
schnellstmöglich rückgängig 
machen; keine Mehrklas-
senmedizin - gute Gesund-
heitsversorgung für alle; 
flächendeckendes, leistungs-
fähiges Gesundheitswesen 
auch in ländlichen Regio-
nen; Abschaffung von Zu-
zahlungen - bis zur Umset-
zung Gewährung von Vor-
schüssen durch die Sozial-
ämter an hilfebedürftige 
Menschen zur Finanzierung 
von Brillen, Zahnersatz, 
medizinischen Hilfsmitteln, 
Medikamentenzuzahlungen 
sowie der Praxisgebühr; 
kostenlose Abgabe von 
Verhütungsmitteln. 
 
 

Sozialsysteme: Globalisie-
rung zwingt dazu, Standards 
fallen zu lassen: „Manches 
wird nicht zu halten sein, 
vieles sollte aber nicht vor-
schnell aufgegeben werden“ 
(S.13) 
Senioren: bessere Honorie-
rung der Pflege eines Fami-
lienangehörigen zu Hau-
se(S.24); Aufbau von 
Betreuungsnetzwerken für 
Senioren (S.24) 
Gesundheitspolitik: Wohn-
ortnahe Krankenhäuser 
müssen ebenso erhalten 
werden wie der Hausarzt 
und der niedergelassene 
Facharzt des Vertrauens; 
Rahmenbedingungen in der 
Gesundheitspolitik müssen 
so umgestellt werden, dass 
die Geldströme wieder dort 
ankommen, wo Leistung 
erbracht wird; zunehmende 
Dokumentationspflichten 
und Budgetierungen zwin-
gen immer mehr Ärzte zur 
Aufgabe der Praxis; den 
Kommunen muss es wieder 
leichter gemacht werden, 
ihre Krankenhäuser zu er-
halten. (S.8)  
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Stärkung der Erziehungsbe-
ratung durch frühzeitige 
Hebammenbesuche, Kin-
dertageseinrichtungen und 
Familienzentren (S.13); 
Modellprojekt „Guter Start 
ins Kinderleben“ mit Ziel, 
Schutz von Kindern vor 
Misshandlung, Missbrauch 
und Vernachlässigung. 
(S.13) 

Bis 2013 Versorgungsgrad 
von 35% bei der Kinder-
betreuung; Stärkung der 
Qualität in den Einrichtun-
gen und in der Tagespflege, 
mehr und besser ausgebilde-
tes Personal, kleinere Grup-
pen, bessere finanzielle 
Ausstattung (S.32 f.); 
Sofortige Schaffung eines 
Rechtsanspruches auf ganz-
tägigen Betreuungsplatz ab 
dem ersten Geburtstag; 
Angebot an bezahlbarem 
familienfreundlichem 
Wohnraum in Bayern stär-
ken; Gebührenfreiheit für 
das letzte Kindergartenjahr, 
schrittweise Gebührenfrei-
heit für 1. und 2. Kindergar-
tenjahr verwirklichen; Sorge 
für Bezahlbarkeit des Mit-
tagessens in Ganztagsschule 
und Kindertagesstätten;  
Lernmittelfreiheit (S.33); 
Maßnahmenpaket und So-
fortprogramm gegen Kin-
derarmut und Familienar-
mut, gezieltes soziales 
Frühwarnsystem, Ausbau 
der Betreuungs- und Bera-
tungsangebote.(S.35) 

Familienpolitik: (s. auch 
„Bildung“) u.a. Kinder-
betreuung verbessern und 
ausbauen; wohnortnahen 
bedarfsgerechten Ausbau 
der Kinderbetreuung; lan-
desweit verbindliche Quali-
tätsstandards und Zertifizie-
rung für alle Bildungs- und 
Betreuungseinrichtungen;  
Ausbau von Betriebskinder-
gärten; bessere Verknüp-
fung von Kindergarten und 
Grundschule; „Betreuungs-
geld“ stoppen; Gutschein-
Modelle für Betreuung und 
Bildung (S.38); 
Kinderschutz: u.a. bessere 
Vernetzung aller am Auf-
wachsen eines Kindes Be-
teiligten; bessere Ausstat-
tung und Festschreibung 
verbindlicher Standards für 
Jugendämter (S.38); 
Förderung von Kindern 
und Jugendlichen: Beteili-
gung z.B. durch Schülermit-
verwaltung und Jugendpar-
lament; freiwilliges politi-
sches Jahr; Einrichtung 
einer Kinderkommission; 
Medienkompetenz stärken, 
kulturelle Bildung fördern. 
(S. 39) 

menschenwürdiges Leben 
sichern; flächendeckend 
ganztägige Kinderbetreu-
ungsangebote (von Krippen 
bis Ganztagsschulen) bereit-
stellen; den gesetzlichen 
Anspruch auf Kinder-
betreuung ab dem ersten 
Lebensjahr umsetzen; Fami-
lien- und Sozialberatung 
stärken, mehr in Kinder-
betreuung investieren, so 
dass alle Kinder, unabhän-
gig vom Einkommen der 
Eltern, individuell gefördert 
werden können; dafür sor-
gen, dass alle Kinder unab-
hängig vom Einkommen 
der Eltern in der Schule ein 
gesundes Mittagessen be-
kommen können, nach 
Möglichkeit mit saisonalen 
Produkten aus der Region; 
den Anspruch auf „ganztä-
gige“ Kinderbetreuung ab 
dem ersten Lebensjahr um-
setzen; die Regelsätze an die 
alters- und entwicklungs-
spezifischen Bedarfe von 
Kindern anpasst werden; 
perspektivisch die Familien- 
und Eheförderung neu 
ordnen und damit einherge-
hend eine existenzsichernde 
Kindergrundsicherung ein-
führen. (S.43) 
 

Familienpolitik: (s.auch 
Bildung) (kein eigenes Kapitel) 
Dazu: Überall integrative 
gebührenfreie Tageseinrich-
tungen mit dem dafür er-
forderlichen Personal schaf-
fen; in einem ersten Schritt 
soll für das letzte Jahr vor 
der Schule ein Rechtsan-
spruch auf kostenfreien 
Zugang geschaffen werden; 
sofortige Erhöhung des 
Grundbetreuungsschlüssels 
(ein/e ErzieherIn für max. 
zehn Kinder), mittelfristig 
auf 1:8; gesonderte Berück-
sichtigung von Kindern 
unter drei Jahren; angemes-
sene Erhöhung des Schlüs-
sels für Kinder mit Migra-
tionshintergrund sowie für 
Kinder aus schwierigen 
sozialen Lagen; flächen-
deckendes Angebot nicht 
religiös gebundener Kinder-
tagesstätten; interkulturelle 
Erziehung als Ziel; Ab-
schaffung des derzeitigen, 
auf Personaleinsparung 
ausgerichteten Systems der 
Buchungszeiten zugunsten 
eines pädagogisch sinnvol-
len Gesamtbildungskonzep-
tes; gesunde und kostenfreie 
Mahlzeiten für die Kinder 
in allen Einrichtungen. 

Familienpolitik: (s. auch 
„Bildung“) Der Familie eine 
Chance geben, ohne ande-
rerseits das Leben in der 
Familie als staatliche Ziel-
vorgabe zu verordnen 
(S.23); Kinderbetreuungs-
einrichtungen und Schule 
„so gut wie kostenfrei“ 
anbieten, Kostenfreiheit des 
letzten Kindergartenjahres. 
(S.23) 


